
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

AfD-Fraktion im Kreistag Gießen – Postfach 100 123 – 35331 Gießen 
www.afd-ktgi.de - info@afd-ktgi.de 

 
 
 
 

AfD-Fraktion im Kreistag Gießen 
 
 
 

03.09.2026 
 
Änderungsantrag AfD-Fraktion 
 
zu Antrag Nr.: 0176/2026 
 
 
Antrag zur Änderung der Entschädigungssatzung 
 
 
Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender,  
 
die AfD-Fraktion bittet Sie, den folgenden Änderungsantrag auf die Tagesordnung der 
Kreistagssitzung am 07.09.2026 zu nehmen und vorab dem Haupt- und Finanzausschusses 
zukommen zu lassen: 
 
Der Kreistag möge beschließen:   
 

I. In Artikel I der dem Antrag Nr. 0176/2026 beigefügten Änderungssatzung wird in dem 
neu anzufügenden Satz der Betrag „1.500,- €“ durch den Betrag „900,- €“ ersetzt. 
 

II. Der Kreisausschuss wird beauftragt, beginnend mit der tatsächlichen Übertragung des 
neu ehrenamtlich geführten Dezernats, über einen Zeitraum von sechs Monaten den 
mit der Wahrnehmung des Dezernats verbundenen zeitlichen und organisatorischen 
Aufwand zu erfassen und auszuwerten. Dabei sind insbesondere der zeitliche 
Gesamtaufwand, die wesentlichen Aufgabenbereiche, die Anzahl der 
wahrgenommenen Termine sowie Art und Umfang der regelmäßig anfallenden 
Tätigkeiten darzustellen. Dem Kreistag ist spätestens zwei Monate nach Ablauf des 
Erhebungszeitraums schriftlich über das Ergebnis zu berichten. 

 
 
Begründung 
 
Eine gegenüber der regulären Entschädigung erhöhte Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche 
Kreisbeigeordnete, denen ein eigenes Dezernat übertragen wird, ist aufgrund des damit 
verbundenen zusätzlichen zeitlichen und organisatorischen Aufwandes grundsätzlich 
nachvollziehbar. 
 
Die im Antrag Nr. 0176/2026 vorgesehene Festsetzung auf 1.500 Euro monatlich ist der Höhe 
nach jedoch nicht hinreichend begründet. Die Antragsteller führen selbst aus, dass die 
entsprechende Aufwandsentschädigung im Landkreis Gießen bis zum Jahr 2021 bei 700 Euro 
monatlich lag und dieser Betrag zuvor zehn Jahre unverändert geblieben war. 
 
Eine Anhebung von 700 Euro auf 1.500 Euro entspricht einer Steigerung um rund 114 Prozent.  
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Die Begründung des Ausgangsantrags beschränkt sich im Wesentlichen auf den Hinweis, dass die 
Wahrnehmung eines ehrenamtlichen Dezernats mit einem erhöhten zeitlichen und 
organisatorischen Aufwand verbunden sei. Eine konkrete Herleitung, weshalb dieser Aufwand 
gerade eine monatliche Pauschale von 1.500 Euro rechtfertigen soll, enthält der Antrag nicht. 
 
Auch der Vergleich mit anderen hessischen Landkreisen spricht dafür, die vorgesehene Höhe 
kritisch zu hinterfragen. Aufgrund der unterschiedlichen Ausgestaltung der jeweiligen 
Entschädigungssysteme können die dort festgesetzten Beträge allerdings nicht ohne Weiteres 
unmittelbar gleichgesetzt werden. 
 
Der Landkreis Gießen hat nach der amtlichen Bevölkerungsfortschreibung zum 31. Dezember 
2025 rund 267.000 Einwohner. Der Lahn-Dill-Kreis ist mit rund 253.000 Einwohnern hinsichtlich 
seiner Größe besonders gut vergleichbar. Dort beträgt die zusätzliche monatliche 
Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Kreisbeigeordnete mit eigenem Geschäftsbereich seit 
dem 1. Januar 2026 901,49 Euro. Hinzu kommt die allgemeine Monatspauschale für 
ehrenamtliche Kreisbeigeordnete in Höhe von 386,35 Euro, sodass sich ein monatlicher 
Gesamtbetrag von 1.287,84 Euro ergibt. 
 
Der Landkreis Darmstadt-Dieburg hat mit rund 302.000 Einwohnern sogar mehr Einwohner als 
der Landkreis Gießen. Dort beträgt die besondere monatliche Aufwandsentschädigung für 
ehrenamtliche Kreisbeigeordnete, denen ein eigenes Dezernat übertragen wurde, 750 Euro. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass diese Entschädigung neben weiteren Ansprüchen gewährt wird und 
das dortige Entschädigungssystem deshalb nicht vollständig mit der im Landkreis Gießen 
vorgesehenen Pauschalregelung vergleichbar ist. 
 
Trotz der unterschiedlichen Regelungsmodelle zeigt der Vergleich, dass sich eine monatliche 
Pauschale von 1.500 Euro weder zwingend aus der Einwohnerzahl noch allein aus der Übertragung 
eines Dezernats ableiten lässt. Die konkrete Höhe bedarf vielmehr einer nachvollziehbaren 
Herleitung anhand des tatsächlichen Aufgaben- und Arbeitsumfangs. 
 
Mit der Festsetzung auf zunächst 900 Euro monatlich wird die frühere Gießener 
Aufwandsentschädigung von 700 Euro bereits um rund 28,6 Prozent erhöht. Damit werden sowohl 
die seit der früheren Festsetzung eingetretene Kostenentwicklung als auch die zusätzliche 
Verantwortung berücksichtigt, ohne eine Erhöhung um mehr als 100 Prozent vorzunehmen, für 
deren konkrete Höhe bislang keine belastbare Tatsachengrundlage vorliegt. 
 
Hinzu kommt, dass der genaue Zuschnitt und die tatsächliche Belastung des neu ehrenamtlich 
geführten Dezernats erst nach dessen Übertragung in der Praxis festgestellt werden können. 
Deshalb soll der tatsächliche zeitliche und organisatorische Aufwand über einen Zeitraum von 
sechs Monaten erfasst und ausgewertet werden. 
 
Auf Grundlage des dem Kreistag anschließend vorzulegenden Berichts kann die Höhe der 
Aufwandsentschädigung auf einer belastbareren Tatsachengrundlage erneut bewertet werden. 
Ergibt die Evaluation einen deutlich höheren oder niedrigeren Aufwand, bleibt eine entsprechende 
Anpassung der Entschädigungssatzung durch einen erneuten Beschluss des Kreistages möglich. 
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Der Änderungsantrag verbindet damit eine von Beginn an erhöhte Aufwandsentschädigung mit 
einer sachgerechten Überprüfung anhand der tatsächlichen Belastung. Statt die frühere 
Entschädigung ohne belastbare Herleitung von 700 Euro auf 1.500 Euro mehr als zu verdoppeln, 
wird sie zunächst auf 900 Euro angehoben und anschließend auf Grundlage praktischer 
Erfahrungen überprüft. 
 
 
 
 
 
Jörn Bauer (AfD) 
Fraktionsvorsitzender 


